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Georg Anton Adam Stoiber wurde am 19. April 1865 in Bernried im bayerischen 
Bezirksamt Waldmünchen als Sohn der Maria Stoiber, geb. Graf, und deren 
Ehemann, dem Schmiedemeister Josef Stoiber, geboren und römisch-katholisch 
erzogen. Er lernte den Beruf des Kesselschmiedes. Dieser war damals infolge des 
immer stärkeren Ausbaus der Dampfmaschinenanwendung und speziell der 
Eisenbahn mit Dampflokomotiven, beispielsweise im Raum München in Gestalt der 
Lokomotivfabriken von Maffei ab 1841 sowie ab 1866 jener von Krauss, ein gefragter 

Facharbeiterberuf. 
Im Februar 1887 heiratete Adam Stoiber in München 
in erster Ehe die 1864 geborene Amalie 
Schneeberger aus Oberviechtach in der Oberpfalz. 
Mit ihr hatte er zwei Söhne, Anton (1885) und Lorenz 
(1892), sowie eine Tochter, Aurelia (1897). Der im 
Februar 1885 in München geborene Sohn Anton 
wurde Schlosser und arbeitete auch als Bahnwärter. 
Sohn Lorenz erlernte den Beruf des Schreiners.  
Von München kommend, war Adam Stoiber bereits im 
März 1892 nach Lindau gezogen und arbeitete hier 
als Kesselschmied im Maschinenhaus der 
Betriebswerkstätte der Königlichen Bayerischen 
Staatseisenbahnen. Sohn Anton arbeitete seit seinem 
nachgeholten Umzug nach Lindau im Februar 1904 
zunächst im hiesigen städtischen Elektrizitätswerk. 
1906 wohnten Adam Stoiber sowie seine Familie in 
der Bürstergasse 34 auf der Insel Lindau.  
Am 1. Juli 1907 zogen er und seine Familie von der 

Adam Stoiber 1927. 1             Insel Lindau ins benachbarte Reutin2. Hier wohnten sie                                                  
                                                zunächst  als Mieter im Gemeindeteil Isigatsbühl, dann 
im Köchlin, Rothmoos Nr. 143, später in der Kemptener Straße Nr. 45, dann in Nr. 43. 
Sohn Anton Stoiber, damals Bahnschlosser, zog ebenfalls nach Reutin, Sandbühl 4 
¼ , erhielt hier 1910 das Bürgerrecht sowie 1915 das Heimatrecht.  
In Reutin verstarb im September 1909 Adam Stoibers Ehefrau Amalie. Gut ein Jahr 
später, im September 1910, heiratete Adam Stoiber die am 20. April 1870 in Motzach 
in der damals selbständigen Gemeinde Reutin geborene evangelische Margarethe 
Reutin, verwitwete Brög. Deren Vater, Georg Reutin, war Weinwirt. Margarethe 
brachte mit Wilhelm aus ihrer ersten Ehe einen Sohn mit in die für beide Partner 
zweite Ehe. Dieser erlernte den Beruf des Küfers. Tochter Aurelia aus erster Ehe 
verstarb bereits als fünfzehnjährige Schülerin im Jahre 1912 in Reutin.4 
Zusammen mit insbesonders August Böhme entwickelte Adam Stoiber in Lindau und 
Umgebung im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts innerhalb des Personals der 
Eisenbahn eine engagierte Organisationsarbeit zur Gründung von „freien“, also 
sozialdemokratischen Schutz- und Kampforganisationen für die Interessen der 
Eisenbahn- und Schifffahrtsarbeiter sowie Angestellten, kurze Zeit später auch 
allgemein für die Lohnabhängigen in  
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Arbeiter der Betriebswerkstätte Lindau der Königl. Bayerischen 
Staatseisenbahnen auf der „Hinteren Insel“ im Juni des Jahres 1900. Foto: 

Bildersammlung Helmut Weingärtner, Repro: Schweizer . 
 
Stadt und Bezirk Lindau. Im September 1896 war Adam Stoiber Gründungsmitglied 
und bis 1903 1. Vorsitzender des „Spar- und Darlehensvereins der Arbeiter in der 
königlichen Betriebswerkstätte Lindau“.5 Im August 1899 wurde Adam Stoiber 1. 
Bevollmächtigter der Zahlstelle Lindau des „Verbandes der bayerischen 
Eisenbahnwerkstätten- und Betriebsarbeiter“6. Dieser nannte sich ab 1903 

„Süddeutscher Eisenbahnarbeiterverband“. 
Lindaus Ortsverband der damals noch 
klassenkämpferischen Arbeiterpartei, der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
SPD, wurde zweimal gegründet, erstmals am 
4. Januar 1899 und erneut im Mai 1905. 
Adam Stoiber war 1902 als 
„Maschinenschlosser“ 1. Vorsitzender des 
SPD-Ortsverbandes Lindau7 und 1905 
Kassier,8 dies wiederum auch 1907. 1909 
wurde er wieder 1. Vorsitzender.9 

Stempel des  Süddeutschen Eisen-    Die Situation für Gewerkschaftsmitglieder in  
Bahner-Verbandes Lindau 1907. 10     Lindau bis 1914 schilderte 1929 der damalige 
Vorsitzende des Ortsausschusses Lindau des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Felix Ostertag (SPD), u.a. wie folgt: „Die Lohn- und 
Arbeitszeitverhältnisse waren nicht die günstigsten für eine aufblühende 
Fremdenstadt. Dem Zwange der Verhältnisse nachgebend, erfolgten in den 
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 neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts dann auch schon Zusammenschlüsse 
der Zahlstellen einzelner Organisationen, um auf freigewerkschaftlichem Boden die  
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern (…) Es seien  hier einige Namen 
genannt, welche sich für den Zusammenschluss der Gewerkschaften bemüht hatten: 
Die jetzt noch in der Lindauer Gewerkschaftsbewegung tätigen Kollegen Stoiber, 
Böhme, Fromberger, Blichter und der leider viel zu früh verstorbene Kollege Amann. 
Die Agitation setzte im ganzen Bezirk bis nach Lindenberg ein. Wütend blickten die 
Arbeitgeber auf das Anwachsen der Organisationen und mancher Kollege und treue 
Mitstreiter für bessere Arbeitsbedingungen wurde als Agitator zum ‚Hetzer’ und 
‚Aufwiegler’ gestempelt und musste seine Arbeitsstätte verlassen.  

Mitgliedsausweis des im März 1901 gegründeten Linda uer Gewerkschafts-
Vereins. 11 

 
Aber eine gute Organisation ist hart wie Stein, und auch die Lindauer Arbeitgeber 
mussten nachgeben. Die Arbeitsbedingungen wurden besser, die Arbeitszeit und die 
Lohnverhältnisse tariflich geregelt. Der Gewerkschaftsverein schlichtete zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern manche Streitfrage und übernahm auch die 
Vertretung gegenüber den Behörden (…) Aber nicht immer wurden die Streitfragen 
glatt geregelt; manch harter Kampf musste geführt werden. Aussperrung und Streik 
blieben den Lindauer Gewerkschaftsmitgliedern nicht erspart, Nichtanerkennung der 
Tarife war auch nicht selten. Aber diese Stürme wurden schließlich doch abgewehrt, 
dank der guten Organisation. Wenn auch bei diesen Kämpfen mancher Kollege auf 
der Strecke blieb (Maßregelung und – auch jetzt noch übliche – schwarze Listen), so 
war das erst recht ein Ansporn zur Sache zu stehen…“. 12 
Als die verschiedenen freien, also von Kirche, Staat sowie liberalen und kirchlichen 
Parteien unabhängigen Lindauer Einzelgewerkschaften im März 1901 sich eine 
gemeinsame lokale Dachorganisation schufen, den Gewerkschaftsverein Lindau im 
Bodensee, war dessen erster Vorsitzender wiederum Adam Stoiber.13 1907 zählte 
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dieser Lindauer Gewerkschaftsverein, organisiert in elf Einzelgewerkschaften, 
zusammen 338 Mitglieder.14 
Nachdem beispielsweise  im März 1912 die Belegschaft der Obstverwertung Gierer 
in Schönau (heute Lindauer Fruchtsäfte) in der damals selbständigen Gemeinde 
Hoyern streikte, da dort zwei Küfer entlassen worden waren, wurden die Streikenden 
vom Lindauer Gewerkschafts-Verein öffentlich massiv unterstützt.15 
Außerdem gründeten freie Gewerkschafter und politische Sozialdemokraten damals 
auch in Lindau einen Verein zur Erlangung des Heimat- und Bürgerrechtes.16 Frauen 
durften auch während der rund 110 Jahre dauernden Herrschaft der Wittelsbacher im 
Königreich Bayern grundsätzlich nicht wählen. Für die männliche Hälfte der 
Einwohnerschaft war das aktive und insbesonders das passive Wahlrecht zudem an 
ein überdurchschnittliches Einkommen, bzw. an Besitz gebunden. Erwachsene 
männliche Dienstboten und Armenhilfeempfänger hatten beispielsweise 
grundsätzlich kein Wahlrecht. 
Die SPD schrieb hierüber noch 1914: „Diesen Anspruch auf Verleihung des 
Bürgerrechts hat jeder bayerische Staatsangehörige, der volljährig, selbständig ist, 
das Heimatrecht in der Gemeinde besitzt oder in der Gemeinde seit zwei Jahren 
wohnt, zwei Jahre eine angelegte direkte Steuer und zwei Jahre die ihn treffenden 
Gemeindenabgaben entrichtet hat.“17  
Um das Bürgerrecht aber auf Antrag auch zu erhalten, musste zusätzlich eine 
Bürgerrechtsgebühr bezahlt werden. Die Stadt Lindau verlangte dafür beispielsweise 
im Jahr 1904 von Lindauern zwischen 40 und 100 Mark, für Deutsche zwischen 60 
und 120 Mark und für Ausländer zwischen 100 und 250 Mark.18. Doch dies war für 
die Masse der lohnabhängig Arbeitenden unbezahlbar. Deshalb bestanden 
„vielerorts Vereine zur Erwerbung des Heimat- und Bürgerrechts. Die Parteigenossen 
sammeln in diesen Vereinen, durch geringe wöchentliche oder monatliche 
Teilzahlungen allmählich die Kosten für Erwerbung des Bürgerrechts an und 

erlangen so das  
 
Anzeige von 
Adam Stoiber 
für seine 
Reutiner 
Weinwirtschaft 
an der 
Kemptener 
Straße im 
Lindauer 
Tagblatt vom 
17. Mai 1918. 
Stadtarchiv 
Lindau; Repro: 
Schweizer. 
 

 
Gemeindewahlrecht.“19 Hermann Brugger und Adam Stoiber wurden als bisherige 
lohnabhängige Arbeiter u.a. deshalb nun Gastwirte, weil ihnen als dann selbständige 
Gewerbetreibende dieses Heimat- und Bürgerrecht verliehen werden musste, und 
die verschiedenen Organisationen der Arbeiterbewegung durch sie auch günstige 
Versammlungsräume zur Verfügung gestellt bekamen. 
Als am 9. November 1918 auch die Lindauer Arbeiter- und Soldatenräte mit der 
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„Novemberrevolution“ den ersten Weltkrieg beendeten sowie die Adelsherrschaft in 
Deutschland mit Sätzen beendeten, wie „Eine neue Zeit ist angebrochen und unser 
Bayerland ist nach Absetzung der Dynastie zur freien Republik erklärt worden!“20, 
wurde Adam Stoiber, inzwischen Gastwirt in Reutin bei Lindau, ab dem 12. 
November mit in das Direktorium des revolutionären Arbeiter- und Soldatenrates 
Lindaus samt Umgebung aufgenommen.21 Bis zur gewaltsamen Niederwerfung der 
Bayerischen Räterepublik im Mai 1919 war Adam Stoiber als Arbeiterrat auch 
Beisitzer in den Sitzungen des Gemeinderates Reutin.22 
Nachdem der bayerische Revolutionsministerpräsident, Kurt Eisner, Mitglied der 
revolutionären USPD, am 21. Februar 1919 in München auf dem Weg zum Landtag 
ermordet worden war, rief Adam Stoiber für den Ortsverein Reutin der SPD 
zusammen mit Vertretern des Lindauer Arbeiter- und Soldatenrates sowie der SPD in 
Lindau-Insel zum Gedächtnisumzug mit Gedächtnisfeier für den Ermordeten auf.23 
Es war auch Stoibers Reutiner SPD-Ortsverband und nicht jener von Lindau-Stadt, 
auf dessen Einladung Kurt Eisner (USPD) am 17. Januar 1919 im Reutiner 
„Kolosseum“ eine große Wahlveranstaltung abhalten konnte, obwohl es zu jener Zeit 
in Lindau sowie Reutin noch keinen USPD-Ortsverband gab.24 
Neben dem Reutiner Ortsverband der SPD von 1911 existierte in Reutin bereits seit 
1905 ein Arbeiter-Radfahrerbund „Solidarität“ mit 90 Mitgliedern.25 
Die Traditionsfahne der Sozialdemokratischen Partei, SPD, von 1913 war nicht nur 
jene der SPD Lindau, sondern gleichzeitig auch jene des 1911 gegründeten 
selbständigen SPD-Ortsverbandes in Reutin. 
 

 
 
Die Wein- und Mostwirtschaft an der Reutiner Köchlinkreuzung, heute die 
„Weinstube Reutin“, stammte aus dem Jahre 1905. Bereits im Jahr zuvor hatte der 
Lindauer Metzgermeister Wilhelm Brugger versucht, dort in seinem neuen Wohnhaus 
von der Gemeindeverwaltung Reutin eine Konzession zum Ausschank von Wein zu 
erhalten, doch erfolglos.26 Aber bereits im Verzeichnis der Gastwirtschaften Reutins 
vom Jahr 1905 wird diese Wein- und Mostwirtschaft aufgeführt, geleitet allerdings 
von der Wirtin Margarethe Brög, der späteren zweiten Ehefrau Adam Stoibers. Bis 
1913 wird sie in den Kontrollberichten als die dortige Weinwirtin aufgeführt.27 Im 
Gemeindegebiet Reutins existierten 1905 dreizehn Gastwirtschaften. Ab 1916 wurde 
Adam Stoiber als der Besitzer der Wein- und Mostwirtschaft aufgelistet. Stoiber war 
damals 51 Jahre alt.  Doch bereits im Mai 1912 hatte er als Reutiner „Wein- und 
Mostwirt“ den Gemeinderat darum gebeten, dort auch Bier in Flaschen ausschenken 
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zu dürfen, weil „der Wein von Jahr zu Jahr teurer werde und als Volksgetränk nicht 
mehr in Betracht kommt.“ Doch dies wurde ihm vorerst nicht genehmigt, da es 
genügend offenes und in Flaschen abgefülltes Bier in der nur 40 Meter (!) entfernten 
Gastwirtschaft „Zum schwarzen Adler“ (heute „Köchlin“) gebe.28 Bereits im darauf 
folgenden Jahr war die Obsternte im Raum Lindau witterungsbedingt derart schlecht, 
dass es deutliche Probleme mit der Erzeugung von Most und Wein gab. Stoiber 
wiederholte deshalb im September 1913 seinen Antrag, nicht ohne darauf 
hinzuweisen, dass vier Drittel seiner Kundschaft Arbeiter und die Weinpreise erneut 
gestiegen seien. Nun erhielt die „Weinstube Stoiber“ eine Konzession auch zum 
Ausschank von Flaschenbier.29  
 

 
 
Lageplan der Weinstube Reutin neben dem städtischen  Altersheim an Reutins 

Kemptener Straße. 30 
 
Inzwischen hatte längst die Zeit begonnen, in welcher sich Adam Stoiber als 
führender Reutiner Sozialdemokrat und Wirt einer Arbeitergaststätte auch zur 
Lokalpolitik in der Gemeinde Reutin aktiv zu Wort meldete. Im März 1919 war der 
bisherige Reutiner Bürgermeister, Ludwig Wiedemann, mitten in den 
Revolutionsmonaten aus gesundheitlichen Gründen und Erreichens der Altergrenze 
von diesem Amt zurückgetreten. Im April fanden Neuwahlen statt. Das „Anzeigeblatt 
für das westliche Allgäu“ aus Weiler/Allg. meldete dazu am 8. April 1919: „Reutin, 7. 
April. Bei der Bürgermeister-Ersatzwahl in unserer Gemeinde wurden gestern für den 
Gemeindesekretär Hans Wittmann (bürgerlich) 718, für den Gastwirt A. Stoiber 
(Sozialist) 384 Stimmen abgegeben; damit dürfte Wittmann als Gewählt gelten.“ 
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Doch Adam Stoiber hatte aufmerksam hingeschaut und bei der großen Lindauer 
Volksversammlung zur Ausrufung der Bayerischen Räterepublik in Lindau im Hotel 
„Seegarten“ im Rahmen seines Redebeitrages auch auf eine Unregelmäßigkeit bei 
den Reutiner Bürgermeisterwahlen am Vortage hingewiesen. „Lindau, 8. April. Bei 
der Versammlung im Seegarten erwähnte Herr Stoiber, dass die Bürgermeisterwahl 
in Reutin als ungültig betrachtet werden müsse, weil Stimmzettel aus zweierlei Papier 
zur Verwendung gekommen seien und da die Abgabe ohne Couvert erfolgte, sofort 
zu erkennen gewesen sei, welchem Kandidat der Wähler die Stimme gab.“31 

Hans Wittmann wurde in Reutin also 
zunächst nur kommissarischer 
Bürgermeister. Die Bürgermeister- 
wahlen mussten im Dezember 1919 
wiederholt werden.  
Zuvor fanden allerdings im Juni 1919 
auch in Reutin die Neuwahlen zum  

Gemeinderat und zum Bezirkstag (heute Kreistag) statt. Die Novemberrevolution von 
1918 hatte durchgesetzt, dass nun das allgemeine aktive und passive Wahlrecht für 
alle Männer und Frauen ab 21 Jahren galt, unabhängig von deren Geschlecht, Beruf, 
Einkommen oder Religionszugehörigkeit. 
Adam Stoiber kandidierte als Sozialdemokrat zum nun 20-köpfigen Reutiner 
Gemeinderat  auf Platz 2 der Liste „Ortsgruppe“ und wurde am 15. Juni auch 
gewählt.32 Ebenso hatte er auf der Liste „Einheitsvorschlag“ von SPD, BVP, DDP und 
Bauernbund zum Bezirkstag (heute Kreistag) kandidiert und wurde auch hierbei 
gewählt.33 
Bei der Wahlwiederholung eines neuen Reutiner Bürgermeisters unterstützte die 
SPD nun den zuvor in der Stadt Lindau auch mit Unterstützung der SPD zum neuen 
Bürgermeister gewählten Ludwig Siebert, welcher nun zusätzlich in Reutin für das 
Amt des dortigen Bürgermeisters kandidierte. Die Reutiner SPD unter der Leitung 
von Adam Stoiber konnte zu diesem Zeitpunkt allerdings noch nicht erahnen, dass 
Ludwig Siebert im Jahre 1931 der erste Oberbürgermeister einer bayerischen Stadt 
sein würde, welcher offen der faschistischen NSDAP beitrat und beispielsweise 
Menschen jüdischen Glaubens den Zutritt zu seinen Wahlversammlungen 
untersagte, wenn er ab 1931 für die NSDAP öffentlich Werbung machte.  
Im Dezember 1919 lautete das Reutiner Wahlergebnis wie folgt: „Bei der gestern 
stattgefundenen Bürgermeisterwahl wurde der bisherige Bürgermeister Herr 
Wittmann mit 797 Stimmen gewählt. Als Gegenkandidat war von den 
sozialdemokratischen Parteien Herr Ludwig Siebert, rechtskundiger Bürgermeister in 
Lindau, aufgestellt. Auf dem verteilten Wahlflugblatt begründeten die 
Sozialdemokraten die baldige Aufrollung der Eingemeindungsfrage. Herr Siebert 
erhielt 267 Stimmen.“34 Siebert hatte weniger Stimmen erhalten, wie rund acht 
Monate zuvor Adam Stoiber selbst. 
Am 1. Februar 1922 vereinigte sich die Stadt Lindau mit den Gemeinden Aeschach, 
Hoyern und Reutin zu „Groß-Lindau“ und die Mandate in den bisherigen 
Gemeinderäten sowie im Stadtrat liefen aus. Neuwahlen zum Stadtrat von nun 
„Groß-Lindau“ wurden angesetzt. Dabei kandidierte auch Adam Stoiber für die SPD. 
Die Sozialdemokraten erhielten bei diesen Wahlen am 26. März 1922 acht von 30 
Sitzen. Adam Stoiber war aber nicht mehr gewählt worden.35 
Als sich am 15. Juni 1929 die sozialdemokratischen Parteien rund um den Bodensee 
mit rund 10.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern zum Treffen der „Sozialistischen 
Bodensee-Internationale“ in Lindau trafen, wurde in der dafür gedruckten Festzeitung 
Adam Stoiber mit Wort und Bild  als einziger noch lebender Veteran der frühen 
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Lindauer Arbeiterbewegung vorgestellt und mit dem Kosenamen „Vater Stoiber“ 
versehen.36 
 

 
 
Lindauer Nationalzeitung vereinigt mit dem Lindaue Tagblatt vom 1. Juli 1941. 

Stadtarchiv Lindau; Repro: Schweizer. 
 
Adam Stoiber starb am 27. Juni 1941 im damaligen Lindauer “Verbands- 
krankenhaus Hoyren”, der heutigen „Asklepios-Klinik“ an u.a. Herzschwäche.37 
Eine letzte Bosheit beging das längst vollständig faschistisch und auf Glorifizierung 
des NS-deutschen Überfalls auf die Sowjetunion vom 22. Juni 1941 ausgerichtete 
Lindauer Tagblatt, seit 1934 zwangsvereinigt mit der Lindauer Nationalzeitung der 
NSDAP, bei der Gestaltung der Todesanzeige zu Adam Stoiber in seiner Ausgabe 
vom 1. Juli 1941. Dem Toten, Georg Anton Adam Stoiber, wurde der Vornamen Adolf 
Hitlers verpasst. Ein Versehen, oder doch Absicht? 
 

© Karl Schweizer, www.edition-inseltor-lindau.de , Juli 2019. 
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